
GENUG
GEKÜRZT!

KOMMUNEN 
IN NOT!

NEIN zu perspektivloser Rotstiftpolitik–
JA zum Schutzschirm für die Kommunen!

E in mit historisch einmaliger Härte 
geschnürtes Sparpaket aus Strei-

chungen, Kürzungen, Begrenzungen 
und Übertragungen hat die schwarz-
gelbe Landesregierung beschlossen, 
um der „Schuldenfalle“ zu entkommen. 
Dabei hat sie die Klärung der Zukunfts-
chancen völlig aus dem Auge verloren. 
•Jedes Jahr soll der Landeshaushalt 
um 125 Millionen Euro gekürzt werden, 
um das strukturelle Defi zit von jährlich 
1,25 Milliarden Euro auf 1,0 Milliarden 
Euro in 2012 zu bringen. In den nächs-
ten zwei Jahren werden rund 300 Mio 
Euro an staatlicher Förderung aus dem 
gesellschaftlichen Raum abgezogen. 
Die Frage nach der Lebensqualität und 
den unverzichtbaren öffentlichen Leis-
tungen für die BürgerInnen wird nicht 

mehr gestellt und konsequent wird 
auch die Frage nach einer angemesse-
nen Finanzausstattung verdrängt.
•Bis 2020 sollen etwa 10% (5.300) der 
derzeitigen Personalstellen abgebaut 
werden. 
DIE LINKE in Schleswig-Holstein lehnt 
dies ab: Nicht nur, dass die Betroffenen 
selbst sich nicht kostenlos abspeisen 
lassen, das Ausdünnen des öffentlichen 
Bereiches trägt zu einer weiteren Erhö-
hung der Arbeitsbelastung der Beschäf-
tigten und zu einer Verschlechterung 
der Grundversorgung der Bevölkerung 
bei. 
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Ausschließlich auf Streichungen, Kürzun-
gen, Begrenzungen und Übertragun-

gen zu setzen, und lediglich die innovati-
ven medizintechnischen Projekte von den 
Streichorgien auszunehmen, verdeutlicht 
die Perspektivlosigkeit dieser Regierung. 
Mit dem gefassten Beschluss von CDU und 
FDP und der Oppositionsfraktionen SPD, 
Grüne und SSW, die Schuldenbremse in die 
Verfassung zu schreiben, wurde das Tor für 
ein brutales Kürzungsprogramm nach grie-
chischem Vorbild aufgemacht. 

Im Ergebnis dieser Kürzungspolitik wird 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 
Landes weiter geschwächt und die Lebens-
verhältnisse für die BürgerInnen verschlech-
tert. 

Linke Alternativen

Aus einer so tiefen Krise kommt man nicht 
durch rigoroses Sparen heraus. Eine Regie-
rung müsste sich auf Bundesebene für 
eine gerechtere Steuerpolitik einsetzen. So 
würde die Aufhebung des Wachstumsbe-
schleunigungsgesetzes oder die Wiederer-
hebung der Vermögenssteuer die fi nanziel-
len Spielräume deutlich erweitern. 
Wer einen Politikwechsel will, wird sich für 
einen wirtschaftlichen Strukturwandel und 
ein Landesprogramm gegen Armut einset-
zen müssen. In diesem Zusammenhang 
sind Mindestlohn und armutsfeste Trans-
fers- und Alterseinkommen zentrale erste 
Schritte. DIE LINKE ist gegen die Schulden-
bremse, weil das eine Abwärtsspirale aus 
Haushaltskürzungen und Steuerminderein-
nahmen auslöst. 

Öffentliche Investitionen sind unverzichtbar, 
müssen aber der Stärkung der regionalen 
Wirtschaftskreisläufe und dem Umbau der 
Wirtschaft in Schleswig-Holstein dienen (so 
bei neuen Technologien im Bereich Energie, 
Gesundheit, Bildung etc.). Die Kommunen 
sind kaum mehr in der Lage, ihrem Auftrag 
zur Ausgestaltung der gemeinschaftlichen 
Grundversorgung nach zu kommen.

DIE LINKE lehnt alle Versuche, die knap-
pen Kassen auf Kosten der sozial Schwa-
chen und Bedürftigen zu sanieren, ab.  Wir 
müssen weg von der extrem konjunkturab-
hängigen Gewerbesteuer und hin zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer. 

Als wichtiger Schritt muss die Bemessungs-
grundlage z.B. durch die Einbeziehung 
von gutverdienenden Selbstständigen wie 
Ärzten und Anwälten ausgeweitet werden. 

Als Sofortmaßnahme muss die Gewer-
besteuerumlage von den Gemeinden an 
den Bund abgeschafft werden, damit die 
Gemeinden von ihren wenigen Einnahmen 
nicht auch noch Teile an den Bund abtreten 
müssen. 

Schutzschirm für Kommunen

Wir brauchen einen Schutzschirm für die 
Kommunen, damit diese in den nächsten 
Jahren ihre Handlungsfreiheit erhalten. Für 
den erfolgreichen Kampf um die kommu-
nale Selbstverwaltung ist der gemeinsame 
Widerstand mit von Kürzungen Betroffenen 
notwendig.

www.die-linke-sh.de

Ausschließlich auf Streichungen, Kürzun-

Genug gekürzt!


